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Ton im Gemeinderat
ist schärfer geworden
Im Churer Gemeinderat ist die
Ratslinke momentan nicht gut
auf die Bürgerlichen zu spre-
chen. Grund dafür sind die
Kommissionswahlen, die nicht
nach den Vorstellungen der So-
zialdemokraten gelaufen sind.

Von Dario Morandi

Chur. – Thomas Hensel liess seiner
Enttäuschung und Verärgerung freien
Lauf: Was sie betrieben hätten, sei
«reine Machterhaltung», schleuderte
der SP-Fraktionschef seinen bürgerli-
chen Ratskolleginnen und Ratskolle-
gen entgegen. Was war geschehen?
Am 31. Januar, als der neu zusam-
mengesetzte Churer Gemeinderat die
Kommissionen wählte, verweigerte
die bürgerliche Mehrheit im 21-köpfi-
gen Stadtparlament der SP ihren bis-
herigen zweiten Sitz in der Geschäfts-
prüfungskommission (GPK) und ins -
tallierte dort neu Gemeinderat Beath
Nay von der SVP.

Überraschend nicht wiedergewählt
Aber nicht genug damit: Auch bei den
Wahlen für die Stadtrats-Stellvertre-
tung zeigten die Bürgerlichen den So-
zialdemokraten, wo in der neuen Le-
gislaturperiode der Hammer hängt:
Hensel wurde als langjähriger Stadt-
rats-Stellvertreter der SP überra-
schend nicht wiedergewählt. Sein Amt
ging an das SVP-Urgestein Christian
Durisch. Das Wahlverhalten der Bür-
gerlichen, die den Rat mit zwölf Stim-
men dominieren, erinnert fatal an das

vergiftete Klima, das in den Achtziger-
jahren die Politik im Gemeinderat
prägte. Damals zog sich ein tiefer Gra-
ben durch das Parlament, an dessen
Rändern linke und bürgerliche Hard-
liner teilweise unschöne politische
Gefechte austrugen. 

Bürgerliche sind nähergerückt
Ist es nun wieder soweit? Gemeinde-
rätin Anita Mazzetta von der Freien
Liste Verda hat den Eindruck, «dass
sich zumindest momentan ein Graben
durch das Parlament zieht». Zuvor
habe es im Rat mit der CVP und der
BDP noch so etwas wie eine politi-
sche Mitte gegeben. Aber nun seien
die bürgerlichen Parteien wegen des
Sitzverlustes der CVP offenbar näher
zusammengerückt. SP-Fraktionschef
Hensel sieht es ähnlich. Er befürchtet,
dass sich nach den Wahlen ein bürger-
licher Block gebildet hat. Als Indiz da-
für wertet er, dass sich die Fraktions-
präsidenten von FDP, BDP, SVP und
CVP während der letzten Sitzung
«laufend ausgetauscht haben». Dies
sei wohl als Gegenreaktion auf die
rot-grüne Konstellation im Stadtrat zu
verstehen, glaubt auch er.

Nicht parteiideologisch gefärbt
In den Reihen der Bürgerlichen sieht
man die Sache anders. Es werde keine
Grabenkämpfe geben, hält CVP-Ge-
meinderat Romano Cahannes fest.
Denn der Ratsbetrieb sei bisher kaum
parteiideologisch gefärbt gewesen.
Und das werde wohl auch so bleiben.
«An uns soll es jedenfalls nicht lie-
gen», versichert er. Auch hätten sich

die Kräfteverhältnisse im Rat nach
den Wahlen nicht verändert und die
Ratslinke habe mit Anita Mazzetta
von der Freien Liste Verda ihren zwei-
ten Sitz in der GPK ja halten können.

Keinen Bürgerblock gebildet
Dass die bürgerlichen Fraktionen auf-
grund der neuen politischen Konstel-
lation im Stadtrat vermehrt den Aus-
tausch untereinander suchen, ist für
BDP-Gemeinderat Oliver Hohl keine
Sünde. «Wir Bürgerlichen versuchen
damit bloss unsere Politik besser auf-
einander abzustimmen», erklärt er.
Mit einer Blockbildung habe dies
nichts zu tun. Man werde auch weiter-
hin «nicht alles verhindern, was von
links kommt, sondern gemeinsam
nach tragbaren Lösungen suchen»,
stellt er in Aussicht.

Einen Sitz dazugewonnen
Auch FDP-Fraktionschef Dominik In-
fanger sieht keinen Anlass, einen
Schützengraben auszuheben. Der Ton
im Rat sei zwar schärfer geworden.
«Aber nicht von unserer Seite», be-
tont er. Die Linke habe keinen Grund
zum Klagen, weil sie bezüglich der
politischen Konstellation besser da-
stehe als vor vier Jahren. Immerhin
habe sie in der Baukommission noch
einen Sitz dazugewinnen können.

Und SVP-Fraktionschef Christian
Durisch spricht von einer «Flurberei-
nigung» durch die Bürgerlichen. Sie
hätten damit ihre Ansprüche durchge-
setzt. Er erwartet zwar keine Graben-
kämpfe. «Die politische Diskussion
wird aber härter geführt.»

«Es ist traurig, dass es so weit gekommen ist»
Ein 50-jähriger Bündner muss
sechs Monate ins Gefängnis,
weil er sich immer wieder ohne
Ausweis ans Steuer gesetzt hat.
Das hat das Kreisgericht in
Mels entschieden.

Von Reinhold Meier 

Mels. – Jene Tage, als der Angeklagte
einen rechtmässigen Führerschein be-
sass, liegen so weit zurück, dass er sich
selbst kaum erinnern kann. «Da
müsste ich bis morgen überlegen», er-
klärte er am Donnerstag vor dem
Kreisgericht in Mels im Kanton
St. Gallen. Auch der Grund des Ent-
zugs wollte ihn einfach nicht einfal-
len. «Vielleicht Tempoverstösse?» half
das Gericht nach. «Ach ja, leider Got-
tes.» 2006 war das.

Das Billett war seitdem weg. Um
wenigstens halbwegs mobil zu blei-
ben, hatte der Mann aus der Region
Chur einen Lernausweis beantragt.
Doch auch das ging nicht lange gut:
«Leider Gottes ist Pech dazugekom-
men, weil ich ohne Begleitung gefah-
ren bin.» Und zwar mehrmals, auch
als der Ausweis abgelaufen war. Vor
drei Jahren war er daher zu einer be-
dingten Geldstrafe von 80Tagessätzen
à 100 Franken verurteilt worden.

Offenbar unbelehrbar
Viel Eindruck hat das offenbar nicht
gemacht. Ein Jahr später war der
Mann in Bad Ragaz erneut hinter dem
Steuer erwischt worden, und im letz-
ten Jahr gleich zweimal, in Reichenau
und Landquart, zuletzt gar mit dem
entwendeten Fahrzeug seiner Freun-
din. Dem Staatsanwalt war darob

spürbar der Kragen geplatzt. Der
Mann sei nicht nur während der Pro-
bezeit einschlägig straffällig gewor-
den, sondern sogar während des be-
reits laufenden neuen Verfahrens. Sein
Verdikt: «Offenbar unbelehrbar.»
 Eine Freiheitsstrafe müsse her, hatte
der Staatsanwalt gefordert, sechs Mo-
nate, und das gelte als unterstes Straf-
mass. Bei einem neuerlichen Verstoss
sei eine deutlich härtere Strafe auszu-
fällen. Zudem seien zwei bedingte
Vorstrafen zu widerrufen und in die
neue Gesamtstrafe einzubeziehen.

An der Verhandlung zeigte sich der
Beschuldigte eher ratlos bis verdat-
tert. Er wisse, wie dilettantisch sein
Verhalten sei, gab er zu Protokoll.
«Eine Katastrophe.» Erklären konnte
er es jedoch nicht. «Es ist traurig, dass
es so weit gekommen ist.» Auch seine
Zukunftspläne blieben eher nebulös.

«Ich will meine Ruhe haben und muss
mit dem Panzer den Riegel schieben.»
Eine Auskunft, wie das konkret ausse-
hen soll, gab er nicht.

Immerhin verwies er auf den sicht-
baren Erfolg seiner mobilen Verhal-
tensänderung: «Ich habe jetzt einen
Haufen Bahnbillette daheim.» Er ha-
be sich auch beim Psychologen bera-
ten lassen und gedenke, sich bald mit
den Behörden an einen Tisch zu set-
zen, um endlich an ein Billett zu kom-
men. Dafür gebe es eine realistische
Chance, fand er. 

Kontrolle in Bad Ragaz unzulässig
Sein Verteidiger machte geltend, dass
der Bad Ragazer Fall von der Bündner
Polizei aufgenommen worden sei. Das
sei Amtsmissbrauch auf St. Galler Bo-
den. «Die Beweise wurden rechtswid-
rig erlangt.» Zudem sei die Strafe viel

zu hoch. «Er hat keinen Unfall, keinen
Schaden und keine Körperverletzung
begangen, nur eine Regel missach-
tet.» Darum sei eine bedingte Haft-
strafe oder eine unbedingte Geldstra-
fe zu fällen und der beschlagnahmte
Wagen der Freundin zurückzugeben.

Das Gericht ordnete diese Rückga-
be an. Dies jedoch mit dem Hinweis,
dass es grundsätzlich rechtmässig sei,
den Wagen einzuziehen, wenn die
Freundin nicht Sorge trage, dass der
Mann ihn nicht wieder entwende.

Die Kontrolle in Bad Ragaz sei zwar
unzulässig gewesen. Dies ändere aber
nichts am Tatbestand. Geldstrafen
hätten bisher ihre Wirkung verfehlt,
daher komme jetzt nichts als eine
Freiheitsstrafe infrage. Diese sei im
Übrigen schon 2006 in Aussicht ge-
stellt worden, treffe den Mann also
keineswegs aus heiterem Himmel.

Anzeige

Wahrlich ein Riesenrad
Seit gestern Abend steht die Windenergieanlage in Haldenstein. Ins
Staunen bringt sie wohl alle, am eindrücklichsten wird die 120 Meter
hohe Konstruktion wohl aber für die Kleinsten sein. Bild Marco Hartmann

Der Bund leistet die Defizitgarantie.
FAKTEN STATT GERÜCHTE:
1. Der Bundesrat hat beschlossen, eine Garantie für ein mögliches Defizit zu übernehmen.
2. Für Graubünden entsteht kein finanzielles Risiko.
3. Olympische Winterspiele haben seit 1998 keine operativen Defizite mehr gemacht.

Informieren Sie sich und erfahren Sie, warum sich
diese Chance nur einmal bietet: www.gr2022.ch


